
geben, Tatsachen über die Straftat mitzuteilen, den 
bestehenden Verdacht zu beseitigen, entlastende Um­
stände vorzutragen und Beweisanträge zu stellen. Dßm 
Angeklagten muß darüber hinaus in jedem Stadium 
des Verfahrens Gelegenheit gegeben werden, Beweis­
anträge und andere Anträge zur Durchführung des 
Verfahrens zu stellen.
Nach der Vernehmung jedes Zeugen, Vertreters des 
Kollektivs, Sachverständigen oder Mitangeklagten so­
wie nach der Wiedergabe jeder Aufzeichnung und der 
Besichtigung jedes Beweisgegenstandes ist der Ange­
klagte zu befragen, ob er dazu Erklärungen abzugeben 
hat (§230 StPO). Diesen Erklärungen ist dieselbe Be­
deutung beizumessen wie der Vernehmung des Ange­
klagten nach § 224 StPO. Die Ergebnisse weiterer Be­
weiserhebungen werden vielfach Anlaß für das Gericht 
sein müssen, den Angeklagten zu bestimmten Umstän­
den und Details der Straftat eingehender zu verneh­
men oder ihn erneut auf sein Recht hinzuweisen, alles 
zur Beseitigung des bestehenden Verdachts vorzutra­
gen oder entsprechende entlastende Umstände darzu­
legen.
Werden dem Angeklagten mehrere Straftaten zur Last 
gelegt und bestehen diese aus verschiedenen Sach- 
komplexen, so ist es zulässig und auch zweckmäßig, 
nach Vernehmung des Angeklagten zur Person, seine 
Vernehmung zur Sache erst auf einen Handlungskom­
plex zu beschränken, daran anschließend zu diesem 
Komplex die anderen Beweise zu erheben und danach 
die Beweisaufnahme zu den weiteren Handlungskom­
plexen durchzuführen.
Die absolute Feststellung des Urteils des BG Cottbus, 
daß die unterlassene Vernehmung des Angeklagten zu 
einem Punkt der Anklage allein bereits ein absoluter 
Aufhebungsgrund gemäß § 300 Z i f f .  5 StPO sein soll, 
ist bedenklich. Eine Vernehmung des Angeklagten zur 
Sache kann bereits daran scheitern, daß dieser sich 
weigert, etwas zur Sache auszusagen. Hat es das Ge­
richt verabsäumt, den Angeklagten zu einem Punkt 
des strafrechtlichen Vorwurfs zu vernehmen, ist die­
ser aber durch andere Beweismittel ausreichend auf­
geklärt und dem Angeklagten ausreichend Gelegenheit 
gegeben worden, sich zu dem gesamten strafrechtlichen 
Vorwurf im Verlauf der Hauptverhandlung zu äußern, 
dann dürfte in der Regel keine Verletzung des Rechts 
auf Verteidigung vorliegen. Ein Aufhebungsgrund 
nach § 300 Z i f f .  5 StPO liegt aber immer dann vor, 
wenn dem Angeklagten während der Hauptverhand­
lung überhaupt keine Gelegenheit gegeben wurde, sich 
zu einzelnen Punkten des strafrechtlichen Vorwurfs zu 
äußern.

Dr. Herbert P o m p o e s ,
Richter am Obersten Gericht

§272 Abs. 1 StPO; §200 StGB.

1. Die Eigenverantwortung des Gerichts für den Er­
laß des Strafbefehls wird nicht dadurch aufgehoben, 
daß der Staatsanwalt mit seinem Antrag ein bereits aus­
gefülltes Strafbefehlsformular überreicht. Das Gericht 
ist verpflichtet, den dargelegten Sachverhalt auf seine 
Vollständigkeit und strafrechtliche Relevanz zu über­
prüfen.
2. An das Ermittlungsergebnis sind bei Erlaß eines 
Strafbefehls keine geringeren Anforderungen zu stellen 
als in anderen Strafverfahren. Aus den Ermittlungen 
müssen sich die wesentlichen Tatumstände ergeben, die 
die Tatbestandsmäßigkeit der Handlung bestimmen so­
wie Umfang und Schwere der Straftat charakterisie­
ren.

3. Der Ausspruch einer Geldstrafe (hier: durch Strafbe­
fehl) ist bei Verkehrsgefährdung durch Trunkenheit 
dann nicht ausreichend, wenn Berufskraftfahrer unter 
bewußter Verletzung ihrer Arbeitspflichten trotz erheb­
licher Beeinträchtigung ihrer Fahrtüchtigkeit Perso­
nentransporte durchführen und dabei eine erhebliche 
Anzahl von Fahrgästen gefährden.

BG Schwerin, Urt. vom 19. Juli 1971 — Kass. S 5/71.

Die Kraftfahrer P. und S. haben am 21. Januar 1971 
in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit beim VEB 
Kraftverkehr H. im Berufs- und Schülerverkehr Bus­
fahrten durchgeführt, obwohl sie auf Grund von am 
Vorabend genossener Mengen alkoholischer Getränke 
annehmen mußten, daß sie in ihrer Fahrtüchtigkeit 
erheblich beeinträchtigt waren. Das Kreisgericht sprach 
deshalb gegen sie wegen Verkehrsgefährdung durch 
Trunkenheit gemäß § 200 Abs. 1 StGB im Strafbefehls­
verfahren Geldstrafen von 200 und 150 M sowie den 
Entzug der Fahrerlaubnis für 1 Jahr bzw. für 6 Mo­
nate aus.
Der gegen diese Entscheidung gestellte Kassationsan­
trag des Staatsanwalts des Bezirks hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Die Strafbefehle entsprechen nicht den gesetzlichen 
Anforderungen gemäß § 272 Abs. 1 StPO. Die dargeleg­
ten Sachverhalte stellen keine Straftaten gemäß § 200 
StGB dar. Es Wird den Kraftfahrern P. und S. zur Last 
gelegt, „unter Alkoholeinfluß einen Bus gefahren zu 
haben“. Damit fehlen sowohl auf der objektiven als 
auch auf der subjektiven Seite Feststellungen zur Er­
füllung der wesentlichen Tatbestandsmerkmale des 
§ 200 StGB, nämlich zur erheblichen Beeinträchtigung 
der Fahrtüchtigkeit und zur Herbeiführung einer allge­
meinen Gefahr für Leben und Gesundheit anderer 
Menschen.
Die Eigenverantwortung des Gerichts für den Erlaß des 
Strafbefehls wird nicht dadurch aufgehoben, daß der 
Staatsanwalt mit seinem Antrag ein bereits ausgefüll­
tes Strafbefehlsformular überreicht. Das Gericht ist 
verpflichtet, den dargelegten Sachverhalt u. a. auf 
seine Vollständigkeit und strafrechtliche Relevanz zu 
überprüfen. Notwendige Ergänzungen hat es .in Über­
einstimmung mit dem Ermittlungsergebnis beim Erlaß 
des Strafbefehls selbst vorzunehmen, wenn dadurch 
das Grundprinzip der Bestimmung des Umfangs des 
Verfahrens durch die Anklage (§ 187 Abs. 1 StPO) 
nicht durchbrochen wird. Das Gericht hat die Sache 
an den Staatsanwalt zurückzugeben, wenn die im 
Strafbefehlsantrag bezeichnete Straftat durch das Er­
mittlungsergebnis nicht hinreichend gestützt wird.

An das Ermittlungsergebnis sind bei Erlaß eines Straf­
befehls keine geringeren Anforderungen zu stellen als 
in anderen Strafverfahren. Die Ermittlungen müssen 
vollständig i. S. des § 101 StPO sein. Das ist in der vor­
liegenden Sache nicht der Fall. Die Ermittlungen zu 
wesentlichen Tatümständen, die die Tatbestandsmä­
ßigkeit gemäß § 200 StGB bestimmen sowie Umfang 
und Schwere der Handlungen der Verurteilten charak­
terisieren, sind unvollständig. Hinsichtlich der erheb­
lichen Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit der Ver­
urteilten fehlen die exakte Aufklärung des Trunken­
heitsgrades der Verurteilten zum Zeitpunkt ihres 
Fahrtantritts und die Feststellung der Dauer ihrer er­
heblichen Beeinträchtigung während der Ausübung ih­
res Dienstes am Tattage. Die Einlassungen der Verur­
teilten und die Aussagen des Gastwirts über die. genos­
senen Alkoholmengen gehen auseinander. Die anderen 
Kraftfahrer, die am Trinken beteiligt waren, sind nicht 
zeugenschaftlich vernommen worden. Ein Gutachten 
über die Blutalkoholkonzentration liegt nicht vor. Un-
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